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Goldbestände der Welt

Seit Ende 1928 sind die Goldbestände der acht Gläubiger­
länder um fast 8 Mrd. RM gewachsen, in der übrigen 
Weltwirtschaft dagegen um fast 4 Mrd. RM gesunken. 
Diese neue „Goldschere“, die derjenigen der Kriegszeit 
und der ersten Nachkriegsjahre entspricht, ist zum Teil 
darauf zurückzuführen, daß die internationalen Kurz­
gelder sich aus den schwächeren Teilen der Weltwirtschaft 
zurückziehen und sich in den Hauptgläubigerländern 
anstauen. Was sich gegenwärtig in Deutschland abspielt, 
ist im Grunde somit nur Teilerscheinung einer bereits 
seit Anfang 1929 sich vollziehenden weltwirtschaftlichen 
Bewegung.

Aus dem Wochenbericht Nr. 17 vom 20. Juli 1931
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Größte Netzabdeckung, hoher Nutzen für KonsumentInnen: Roaming bietet Vorteile beim Netzausbau 
in ländlichen Regionen

© DIW Berlin 2021Quelle: Eigene Darstellung und Berechnungen.
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ZITAT

„Wenn der flächendeckende Mobilfunknetzausbau auch in dünn besiedelten Regionen 

gelingen soll, muss die Politik die Regulierung den Kooperationsmodellen der Anbieter 

anpassen. Roaming könnte ein Weg sein, Anbieter- und Konsumenteninteressen 

zu verbinden.“  

— Pio Baake —

AUF EINEN BLICK

Mobilfunk-Netzausbau in dünn besiedelten 
Regionen: KonsumentInnen profitieren 
von Roaming
Von Pio Baake und Kay Mitusch

•	 Modellrechnung vergleicht Netzausbau in dünn besiedelten Gebieten mit getrennten Netzen, 
vollständig geteilten Netzen und Roaming

•	 Teilen sich Mobilfunkanbieter die Netze, werden nur so viele Menschen wie regulatorisch 
vorgeschrieben versorgt

•	 Die größte Netzabdeckung wird mit Roaming erreicht: der Versorgungsgrad steigt um 13 Prozent

•	 Für KonsumentInnen hat Roaming zusätzliche Vorteile – sie können außerhalb des Gebiets ihres 
Anbieters ihre Mobilfunkgeräte nutzen

•	 KonsumentInnen profitieren beim Netzausbau von Gebietsabsprachen zwischen 
Mobilfunkanbietern

http://www.diw.de/mediathek
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ABSTRACT

Die Bundesnetzagentur hat im Rahmen der Frequenzvergabe 

2019 für den Mobilfunk die Netzanbieter verpflichtet, einen 

bestimmten Versorgungsgrad der Bevölkerung zu errei-

chen. Erstmals wurden dabei auch Kooperationen zwischen 

verschiedenen Netzanbietern erlaubt. Es wurde jedoch 

offengelassen, welche Formen der Kooperation zulässig sind. 

Dieser Bericht zeigt anhand einer Modellrechnung, dass die 

Anbieter durch gemeinsame Nutzung von Netzinfrastrukturen 

Kosten sparen können. Allerdings sinkt dadurch die insgesamt 

erreichte Netzabdeckung, wenn die regulatorischen Vorgaben 

nicht angepasst werden. Ein Weg, die Netzabdeckung und 

gleichzeitig den Nutzen der KonsumentInnen zu erhöhen, 

wäre, die Regelungen des internationalen Roamings auf den 

nationalen Rahmen zu übertragen. Hierbei können Netzanbie-

ter andere Netze zur Übertragung von Daten und Gesprächen, 

nicht aber zum Angebot eigener Netzanschlüsse nutzen. 

Insgesamt zeigt sich, dass mit der Vorgabe einer Mindestver-

sorgung Kooperationen zwischen den Anbietern möglich sind, 

von denen sowohl die KonsumentInnen als auch die Anbieter 

profitieren. KonsumentInnen können dabei von Gebietsab-

sprachen zwischen den Anbietern profitieren – sofern sicher-

gestellt ist, dass der geforderte Versorgungsgrad erreicht wird.

Der nur langsam voranschreitende Breitbandausbau ist ein 
Dauerthema in Deutschland. Ein besonderes Problem stellt 
dabei die Versorgung dünn besiedelter Regionen mit schnel­
lem Internet dar. Während die Versorgung der einzelnen 
Haushalte mit Glasfaser besonders langwierig und in vielen 
Fällen auch unverhältnismäßig teuer ist, bietet sich schnel­
ler Mobilfunk (3G- bis 5G-Standards) als Alternative an. Im 
Mobilfunkbereich ergeben sich zudem mit den regelmäßi­
gen Frequenzauktionen immer wieder Gelegenheiten, die 
lizenznehmenden Mobilfunkunternehmen zu einem wei­
teren Netzausbau zu verpflichten.

So verknüpfte die Bundesnetzagentur bei der Versteige­
rung von Frequenzbändern im Jahr 2019 mit dem Erwerb 
von Lizenzen die Verpflichtung, bis Ende 2022 mindestens 
98 Prozent der Haushalte je Bundesland mit mindestens 
100 Megabit pro Sekunde zu erschließen.1 Zudem müssen 
in zuvor definierten „weißen Flecken“ – Gebiete, die bisher 
nicht versorgt wurden – mindestens 500 (Mobilfunk-)Basis­
stationen2 mit dieser Leistungsfähigkeit in Betrieb genom­
men werden. Außerdem sind Autobahnen und ICE-Strecken 
zu versorgen.3 Ergänzt wird die Netzabdeckungspolitik durch 
die neue staatliche Mobilfunkinfrastrukturgesellschaft, die 
ab 2021 mit den Erlösen aus der Frequenzauktion den Netz­
ausbau in den verbleibenden weißen Flecken vorantreiben 
und diese so fast vollständig beseitigen soll.4 Die Bundesnetz­
agentur hat bereits angekündigt, dass im Rahmen zukünfti­
ger Frequenzvergaben ab 2025 und ab 2030 voraussichtlich 
weitere Ausbauverpflichtungen formuliert werden.5 Diese 
werden sich vermutlich auf höhere Leistungsfähigkeiten 
und Übertragungskapazitäten in den dünn besiedelten Regi­
onen beziehen.

1	 Mit dem UMTS-Standard können Übertragungsraten bis zu 42 Megabit pro Sekunde erreicht 

werden.

2	 Als Basisstation wird ein ortsgebundener Funkmast bezeichnet, der entweder über Kabel oder 

Richtfunk mit anderen Funkmasten verbunden ist.

3	 Entscheidung der Präsidentenkammer der Bundesnetzagentur für Elektrizität, Gas, Telekom-

munikation, Post und Eisenbahnen vom 26. November 2018 (Aktenzeichen: BK1-17/001) (online 

verfügbar, abgerufen am 20. April 2021. Dies gilt auch für alle anderen Online-Quellen dieses Be-

richts, sofern nicht anders vermerkt).

4	 Bundesministerium für Verkehr und digitale Infrastruktur (2019): 5-Punkte-Plan zur Mobil-

funkstrategie (online verfügbar).

5	 Entscheidung der Präsidentenkammer der Bundesnetzagentur (2018), a. a. O., 3.

Mobilfunk-Netzausbau in dünn 
besiedelten Regionen: KonsumentInnen 
profitieren von Roaming
Von Pio Baake und Kay Mitusch

NETZAUSBAU
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https://www.bundesnetzagentur.de/SharedDocs/Downloads/DE/Sachgebiete/Telekommunikation/Unternehmen_Institutionen/Frequenzen/OffentlicheNetze/Mobilfunk/DrahtloserNetzzugang/Mobilfunk2020/20181126_Entscheidungen_III_IV.pdf?__blob=publicationFile&v=3
https://www.bundesnetzagentur.de/SharedDocs/Downloads/DE/Sachgebiete/Telekommunikation/Unternehmen_Institutionen/Frequenzen/OffentlicheNetze/Mobilfunk/DrahtloserNetzzugang/Mobilfunk2020/20181126_Entscheidungen_III_IV.pdf?__blob=publicationFile&v=3
https://www.bmvi.de/SharedDocs/DE/Anlage/DG/Mobilfunkstrategie.pdf?blob=publicationFile
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Allerdings dürfen bei Auflagen zur Netzabdeckung Maß und 
Mitte nicht verloren gehen. Eine hundertprozentige Abde­
ckung durch jeden einzelnen Mobilfunkanbieter würde hohe 
Kosten erzeugen und wäre auch aus gesellschaftlicher Sicht 
nicht mehr sinnvoll. In sehr dünn besiedelten Regionen 
wird der Mobilfunk zum natürlichen Monopol, in dem ein 
wettbewerblicher Infrastrukturausbau mit getrennten Net­
zen ineffizient wäre. In den letzten Jahrzehnten haben sich 
daher im Mobilfunk weltweit sogenannte Network Sharing 
Agreements (NSA) etabliert (Kasten 1). Mit NSAs vereinba­
ren Mobilfunkanbieter, ihre Netzinfrastruktur gemeinsam 
zu nutzen. Die Regulierungsbehörden dulden die NSAs 
häufig, teilweise werden sie sogar gefördert und gefordert 
(Kasten 2).

In Deutschland hat die Bundesnetzagentur bereits in einer 
Entscheidung von 2010 das passive Network Sharing zuge­
lassen, bei dem etwa Standorte für den Bau von Basissta­
tionen geteilt oder Masten und andere tragende Konstruk­
tionen gemeinsam genutzt werden.6 Die Frequenzauktion 
von 2019 erlaubte den Mobilfunkbetreibern in dünn besie­
delten Regionen erstmals auch Kooperationen, die über pas­
sives Sharing hinausgehen. Dies gilt für die 500 Basisstati­
onen in zuvor definierten weißen Flecken und für die Ver­
sorgung von Autobahnen und ICE-Strecken.

Damit wird das Prinzip des Infrastrukturwettbewerbs, das 
die Regulierung im Mobilfunk prägt, punktuell durchbro­
chen. Die genaue Art der Kooperation wurde allerdings nicht 
geregelt. Kooperationen müssen angezeigt werden und Bun­
desnetzagentur und Kartellamt behalten sich vor, fallweise 
einzuschreiten und zusätzliche Bedingungen zu formu­
lieren.7

In dünn besiedelten Regionen treten 
regulatorische Bedenken gegen NSAs in den 
Hintergrund

In der Diskussion zum Network Sharing geht es um min­
destens drei Themen:

1.	 Die erleichterte Abdeckung dünn besiedelter Regionen 
mit 4G-Technologie,

2.	 die Netzverdichtung in den Ballungsgebieten als Voraus­
setzung, um 5G-Technologie zu realisieren,

3.	 der Zugang für neue Wettbewerber zu den Netzen der 
etablierten Betreiber.

6	 Bundesnetzagentur (2010): Gemeinsame Nutzung von Funknetzinfrastruktur und Funk

ressourcen (online verfügbar).

7	 „Infrastruktur-Sharing und Roaming können einen Beitrag zur besseren Mobilfunkversorgung 

leisten. Frequenzzuteilungsinhaber können unter Beachtung des Wettbewerbs- und Kartellrechts 

Kooperationen zum gemeinsamen wirtschaftlichen Netzausbau eingehen (so genanntes „burden 

sharing“).“ Bundesnetzagentur (2010), a. a. O., 4.

NSAs bezüglich des ersten und zweiten Themas sind frei­
willige Kooperationen auf Augenhöhe, bei denen sich die 
Unternehmen wechselseitig Zugang zu ihren Netzinfra­
strukturen gewähren oder gemeinsam investieren, häufig 
in Form von Joint Ventures. Ihnen steht die Sorge entgegen, 
dass sie die Wettbewerbsintensität zwischen den beteiligten 
Unternehmen verringern und deren Anreize für zukünftige 
Innovationen einschränken könnten. Der im dritten Thema 
angesprochene Netzzugang eines Newcomers ist hingegen 
einseitiger Natur und wird Roaming genannt. Mit der Ver­
pflichtung, Netzzugang zu gewähren – wie aktuell in der 
Novelle des Telekommunikationsgesetzes diskutiert –, ver­
bindet sich die Hoffnung auf mehr Wettbewerb auf der Ser­
vice-Ebene, aber auch die Sorge, dass die Investitionsanreize 
der etablierten Mobilfunkanbieter sinken könnten.

Kasten 1

Network Sharing und Roaming

Es wird zwischen passivem und aktivem Sharing unterschie-

den: Passives Network Sharing bezeichnet die gemeinsame 

Verwendung von Netzelementen, die keine Telekommunikati-

onssignale verarbeiten oder umwandeln und damit nicht spe-

ziell für die Übertragung von Signalen vorgesehen sind. Bei-

spiele umfassen Ko-Lokationen, etwa wenn Standorte für den 

Bau von Basisstationen geteilt werden und Masten oder ande-

re tragende Konstruktionen gemeinsam genutzt werden.

Bei aktivem Network Sharing werden technische Elemente, 

die Signale erzeugen, verarbeiten, verstärken und steuern 

können, gemeinsam verwendet. Beim RAN (Radio Access 

Networks) Sharing steht die gemeinsame Nutzung von Netz-

zugangsgeräten einschließlich der aktiven Elemente der Ba-

sisstationen und möglicherweise der Antennen im Mittelpunkt. 

Beim MORAN-Sharing (Multi-Operator Radio Access Network) 

werden alle aktiven Elemente eines Funknetzes gemeinsam 

genutzt, eine gemeinsame Nutzung des Funkspektrums fin-

det jedoch nicht statt. Beim MOCN-Sharing (Multi Operator 

Core Network) werden schließlich auch die Frequenzen 

zumindest teilweise gemeinsam genutzt. Die Nutzer können 

daher über alle Frequenzen auf die Dienste ihres jeweiligen 

Mobilfunknetzanbieters zugreifen.

Die Unterschiede zwischen den verschiedenen Arten des 

aktiven Network Sharing liegen in den Möglichkeiten der 

Netzbetreiber, angebotene Dienste beispielsweise mit Blick 

auf Übertragungsqualitäten selbständig zu bestimmen.

Nationales/lokales Roaming ist eine Form der Kooperation, 

bei der ein Betreiber die Netze eines anderen Betreibers 

innerhalb desselben Landes nutzt, um seinen Nutzern Netzzu-

gang und Dienste anzubieten. Roaming ist somit grundsätzlich 

eine Vereinbarung des einseitigen Netzzugangs. Wenn Unter-

nehmen in unterschiedlichen Gebieten investieren, können sie 

sich dort wechselseitig Zugang gewähren, so wie es im inter-

nationalen Kontext häufig der Fall ist.

https://www.bundesnetzagentur.de/DE/Sachgebiete/Telekommunikation/Unternehmen_Institutionen/Frequenzen/Grundlagen/GemeinsameInfrastrukturnutzung/gemeinsameinfrastrukturnutzung-node.html
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Bei der Netzabdeckung in dünn besiedelten Regionen gera­
ten viele Bedenken gegen Network Sharing in den Hinter­
grund. So spielt es in dünn besiedelten Regionen eine unter­
geordnete Rolle, dass aktives Sharing die Möglichkeiten und 
Anreize für zukünftige Innovationen einschränken könnte, 
weil es dort weniger um innovative Technologien als um die 
Versorgung mit den etablierten Standardtechnologien geht 
(Kasten 2). Auch der Wettbewerb zwischen den Mobilfunk­
unternehmen kann durch diese Kooperationen allenfalls in 
der Peripherie, nicht jedoch in den Kerngebieten des bun­
desweiten Marktes beeinflusst werden. Es ist bisher kaum 
zu beobachten, dass sich die Mobilfunkpreise in dünn besie­
delten Regionen von denen in Ballungsgebieten unterschei­
den. Dies legt nahe, dass die Preise in der Peripherie von 
den wettbewerblichen Verhältnissen in den Ballungsgebie­
ten bestimmt werden. Die auf dünn besiedelte Regionen 
beschränkten NSAs können daher durchaus langfristig und 
tiefgehend angelegt sein, also neben den passiven auch die 
aktiven Infrastrukturelemente wie Netzzugangsgeräte oder 
Antennen umfassen.

Unterschiedliche Regulierungen von NSAs 
und Pflicht zur Mindestabdeckung in dünn 
besiedelten Regionen

Um die Wirkungen von NSAs in dünn besiedelten Regionen 
zu beurteilen, werden in einer einfachen Modellrechnung 
(Kasten 3) verschiedene Regulierungsvarianten untersucht.8 
Angenommen wird, dass zwei Netzanbieter in einer dünn 
besiedelten Region neue Netze aufbauen sollen.9 Das wich­
tigste Regulierungsinstrument für die dünn besiedelten Regi­
onen sind die Mindestausbauverpflichtungen. Diese werden 
in den folgenden Analysen mit verschiedenen Varianten 
ergänzender Regulierung verknüpft: Der Variante „getrennte 
Netze“, in der keine Kooperationen zulässig sind; der Vari­
ante „Network Sharing“, bei der die Mobilfunkanbieter die 
Netzinfrastrukturen der jeweils anderen Anbieter nutzen 
können;10 sowie der Variante „beschränktes nationales Roa­
ming“, die sich an den Regelungen des wechselseitigen inter­
nationalen Roamings orientiert und den KundInnen eines 
Anbieters ermöglicht, Netze anderer Anbieter zu nutzen. 
Im Gegensatz zum nationalen Roaming erlaubt beschränk­
tes nationales Roaming den Anbietern nicht, auch Verträge 
oder Anschlüsse in Regionen ohne eigenes Netz anzubie­
ten. Als weitere Dimension der Regulierung wird für jede 
dieser Varianten (sofern sinnvoll) untersucht, ob Gebietsab­
sprachen zugelassen oder verboten werden sollen. Hinsicht­
lich der Konsumentenpreise wird unterstellt, dass diese nicht 
für die dünn besiedelte Region gesondert festgelegt werden, 
sondern sich nach den national geltenden Preisen richten.

Getrennte Netze führen zu Gebieten mit nur 
einem Anbieter

Die Variante getrennte Netze bedeutet, dass KundInnen 
eines Mobilfunkanbieters nur dort Netzzugang haben, wo 
der Anbieter ein eigenes Netz aufgebaut hat. Dabei muss 
jedes einzelne Netz die Mindestabdeckungspflicht erfüllen.

Mit einer numerischen Spezifikation (Kasten 3) wurden die 
Netzabdeckungen berechnet, die die beiden Mobilfunkan­
bieter bei dieser Regulierung wählen würden, wobei eine 
geforderte Netzabdeckung von zwei Dritteln der Bevölkerung 
angenommen wurde (Abbildung 1).11 Dabei wurde zunächst 
davon ausgegangen, dass keine Gebietsabsprachen getrof­
fen werden dürfen. Die Anbieter wählen einen beträcht­
lichen Überlappungsbereich, doch gibt in der Peripherie 
auch exklusive Angebotsgebiete, so dass die gesamte Netz­
abdeckung die individuell geforderte Abdeckung von zwei 
Drittel übersteigt.

8	 Pio Baake und Kay Mitusch (mimeo), Cooperations between Mobile Operators.

9	 Alternativ kann man das Modell auch darauf beziehen, dass bestehende Netze für neue Über-

tragungsstandards aufgerüstet oder ihre Übertragungskapazitäten erweitert werden sollen.

10	 Zum Beispiel planen Deutschen Telekom und Telefonica/O2 ein passives und aktives Sharing 

in dünn besiedelten Regionen. Siehe Pressemitteilung der Telekom vom 19. Januar 2021: Telekom 

und Telefónica teilen Netzinfrastruktur für weiter verbesserte Netzversorgung (online verfügbar).

11	 Diese Anforderung ist geringer als die in Deutschland insgesamt geforderten 98 Prozent. Ge-

geben die hohe Bevölkerungszahl in Ballungsgebieten, die in der Regel zu 100 Prozent versorgt 

werden, reduzieren sich aber die Anforderungen für dünn besiedelte Regionen.

Kasten 2

Network Sharing Agreements in Europa

Europaweit kooperieren Mobilfunkanbieter in verschiedenen 

Ländern über sogenannte Network Sharing Agreements 

(NSAs). Die Kooperationen variieren in der Form des Sharings 

und den genutzten Technologien (Tabelle).

Tabelle

Auswahl von NSAs in Europa

Land und Jahr
Art des Sharing,  

Technologie
Beteiligte Unternehmen 

Schweden 2001 RAN Sharing für UMTS (3G)

Telia und Tele2 gründen das Joint Venture Svenska UMTS Nät 
AB (SUNAB) für den Betrieb ihrer gemeinsamen 3G-Netzinfra-
struktur. Ähnlich gründen Telenor und Tre das Joint Venture 
3GIS für den Betrieb ihrer gemeinsamen 3G-Netzinfrastruktur 
außerhalb der großen Städte.

Schweden 2009 RAN Sharing für LTE (2G bis 5G)
Telenor und Tele2 gründen das Joint Venture Net4Mobility für 
den Betrieb ihrer gemeinsamen Netzinfrastruktur. 

Frankreich 2011 National Roaming für UMTS (3G) Free Mobile nutzt das Netz von Orange (France Telecom).

Österreich 2012
National Roaming für GSM (2G) 
und UMTS (3G)

Drei nutzt das 2G-Netz von T-Mobile und T-Mobile nutzt das 
3G-Netz von Drei. 

Frankreich 2014 RAN Sharing für 2G, 3G und 4G SFR und Bouygues Telecom

Spanien 2017
National Roaming für GSM (2G), 
UMTS (3G) und LTE (4G)

Yoigo besitzt eigene 2G/3G/4G-Lizenzen, hat aber nur in 
Ballungsgebieten eigene Infrastruktur. Außerhalb der eigenen 
Versorgungsgebiete existiert ein ‚National Roaming‘-Abkom-
men mit Orange (France Telecom). 

Italien 2017
National Roaming für GSM (2G), 
UMTS (3G) und LTE (4G)

Iliad als neuer Marktteilnehmer hat sowohl die Möglichkeit 
zum Erwerb von Standorten erhalten, die nach dem Zusam-
menschluss von Wind und Tre zu WindTre abgegeben werden 
mussten, als auch ein ‚National Roaming‘-Abkommen mit dem 
vereinigten Netz für 5 Jahre bekommen. 

Deutschland 2019
Passives Sharing (Sendemasten) 
für alle Technologien

Vereinbarung zur Erschließung weißer Flecken zwischen 
Deutscher Telekom, Vodafone und Telefonica/O2. 

Großbritannien 2021 Mast Sharing für 4G
O2, Three und Vodafone bauen und teilen 222 4G-Sende
masten in ländlichen Gebieten, v.a. in Schottland, als Teil des 
Shared Rural Network (SRN).

Quelle: Online-Recherchen.

© DIW Berlin 2021

https://www.telekom.com/de/medien/medieninformationen/detail/kooperation-telekom-und-telefonica-616084


295DIW Wochenbericht Nr. 17/2021

Netzausbau

Der große Überlappungsbereich erklärt sich durch die 
Konzentration der Bevölkerung im Zentrum der Region. 
Doch sind die Netze nicht völlig identisch, weil die Unter­
nehmen einen Anreiz haben, in einigen Gebieten der allei­
nige Anbieter zu sein und damit eine höhere Nachfrage 
zu erzielen. Diese exklusiven Bereiche (die sogenannten 
„grauen Flecken“) sind aber mit ungefähr 14 Prozent der 
gesamten Abdeckung relativ klein, da die Bevölkerungs­
dichte zum Rand hin abnimmt und daher größere Inves­
titionen notwendig werden, um die Mindestabdeckungs­
pflichten zu erfüllen.

Werden Gebietsabsprachen erlaubt, verschieben sich die 
Netze weiter nach außen, so dass der Überlappungsbereich 
kleiner und die exklusiven Bereiche größer werden. Insge­
samt steigt dadurch die Netzabdeckung um etwa ein Pro­
zent: Die Anbieter müssen die von ihnen versorgten Gebiete 
ausweiten, um die auf die gesamte Bevölkerung bezogene 
Mindestabdeckung zu erfüllen. Im Ergebnis steigern die 
Gebietsabsprachen nicht nur die Gewinne der Mobilfunk­
anbieter, sie nutzen auch den KonsumentInnen: Zum einen 
erhalten mehr KonsumentInnen Zugang zu mindestens 
einem Netz. Zum anderen können sie ihre Mobilfunkgeräte 
in einem größeren Gebiet nutzen. Beide Effekte gemein­
sam überwiegen den negativen Effekt, dass ein kleinerer 
Teil der KonsumentInnen zwischen beiden Anbietern aus­
wählen kann.

Doch selbst wenn Gebietsabsprachen erlaubt sind, überwin­
det diese begrenzte Form der Kooperation nicht ein grund­
legendes Problem getrennter Netze: Wenn KundInnen eines 

Kasten 3

Modellrechnung

Betrachtet wird eine repräsentative dünn besiedelte Region, 

in der neue Netze aufgebaut werden müssen. Zwei konkurrierende 

Mobilfunkunternehmen i = 1,2 stehen vor der Aufgabe, Min-

destausbaupflichten zu erfüllen. Die Kosten für den Netzausbau 

steigen quadratisch in der Größe der von Netz i abgedeckten 

Region Ri:

Kosten
c
2

R i
2

wobei c ein Kostenparameter ist. Die Bevölkerung in der Region ist 

auf einer Linie symmetrisch um ein Zentrum angesiedelt (Normal-

verteilung mit Varianz 1).

Beide Anbieter bieten Flatrate-Verträge an, deren identische 

Preise pi aus dem nationalen Kontext vorgegeben sind. Die Nach

frageentscheidungen der KonsumentInnen folgen einem Nested-

Logit-Modell für einen zweistufigen Entscheidungsprozess: Soll 

überhaupt ein Mobilfunkvertrag abgeschlossen werden? Und wenn 

ja, mit welchem Anbieter?

In die Bewertung eines Anbieters durch einen Konsumenten geht 

die Größe des Gebietes, in dem er Netzzugang hat, positiv ein. Bei 

getrennten Netzen entspricht diese Größe dem individuell er-

schlossenen Gebiet Ri. Bei Network Sharing und bei beschränktem 

Roaming entspricht sie dem gemeinsam erschlossenen Gebiet 

(also R1 R 2).

Die Pflicht der Mindestabdeckung wird bei getrennten Netzen und 

bei beschränktem Roaming durch die Restriktionen ausgedrückt, 

dass der Bevölkerungsanteil in jedem Gebiet Ri mindestens 

dem vom Regulierer geforderten Wert F  entsprechen muss, mit 

0,5 < F  < 1. Bei Network Sharing wird hingegen nur verlangt, 

dass das gemeinsam erschlossene Gebiet (R1 R 2) diese Bedin-

gung erfüllen muss.

Für die numerische Spezifikation der Nachfrage im Nested-

Logit-Modell werden folgende Werte angenommen: 

μ = 0,25, p1 = p2 = 0,5, c = 0,25, F  = 2/3, wobei μ die Differen-

zierung der beiden Anbieter widerspiegelt und der deterministi-

sche Teil der Logit-Nutzenfunktion durch (Ri − pi)/μ gegeben ist. 

Der Nutzen von „kein Vertrag“ ist auf Null normiert.

Abbildung 1

Netzabdeckung bei getrennten Netzen ohne Gebietsabsprachen
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Anmerkungen: Die Fläche unter der Kurve entspricht dem Anteil der Bevölkerung, den ein Mobilfunkanbieter mit 
seiner Infrastruktur erreicht. Dunkelgrün steht für den ersten Anbieter, Ocker steht für den zweiten Anbieter.

Quelle: Eigene Darstellung auf Basis eigener Berechnungen.

© DIW Berlin 2021

Wenn zwei Anbieter eigene, getrennte Mobilfunknetze aufbauen, entsteht ein Gebiet, 
in dem beide Anbieter um die KonsumentInnen konkurrieren; zusätzlich entstehen 
an den Rändern Gebiete, in denen jeweils nur ein Anbieter aktiv ist.
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Anbieters in das exklusive Gebiet des anderen Anbieters 
kommen, haben sie dort keinen Netzzugang. Dies schlägt 
sich negativ in der Bewertung eines Netzanschlusses durch 
die KundInnen nieder und senkt somit die Nachfrage und 
die Rentabilität der Netze.

Kostenersparnis, aber auch geringe 
Netzabdeckung bei umfassendem Network 
Sharing

Die zweite Regulierungsvariante erlaubt eine weitgehende 
Form des aktiven Network Sharing in den dünn besiedelten 
Regionen (Abbildung 2). Dabei kann jeder Mobilfunkanbie­
ter gegebenenfalls auch das Netz des anderen Anbieters nut­
zen, um Netzzugang und Serviceleistungen und auch eigene 
Verträge anzubieten. Daraus folgt, dass die Mindestabde­
ckungspflicht für beide Netze gemeinsam gilt. Es ist daher 
unausweichlich, dass die Anbieter sich auch über Gebiets­
absprachen koordinieren.

Aufgrund der Gebietsabsprache und der gemeinsamen Nut­
zung der Netze werden die Anbieter versuchen, die insge­
samt erforderlichen Investitionskosten zu minimieren. Jeder 
Anbieter investiert in einem Gebiet, das sich vom Zentrum 
aus jeweils in nur eine Richtung erstreckt; die Netze über­
lagern sich nicht. Im Ergebnis entspricht die gesamte Netz­
abdeckung genau der geforderten Mindestabdeckung von 
zwei Dritteln der Bevölkerung.

Im Vergleich zur Variante getrennter Netze verlieren die 
Anbieter dadurch zwar an Nachfrage, profitieren aber von 
den geringeren Kosten für den Netzaufbau. Die Konsumen­
tInnen haben in dem gesamten abgedeckten Gebiet die Aus­
wahl zwischen beiden Anbietern, verlieren aber gegenüber 
getrennten Netzen aufgrund der insgesamt geringeren Netz­
abdeckung.

Lässt man schließlich zu, dass die Netzanbieter Preise für 
den Netzzugang beim jeweils anderen Anbieter verein­
baren können, ändern sich die Ergebnisse nicht: Netzzu­
gangspreise führen zwar zu Zahlungen zwischen den Anbie­
tern, jedoch gleichen sich diese aus und haben daher keinen 
Einfluss auf die Investitionsentscheidungen der Anbieter.

Beschränktes nationales Roaming: 
Ein Zwischenweg mit Vorteilen für die 
KonsumentInnen

Die dritte Variante orientiert sich an den Regelungen des 
internationalen Roamings. Demnach wird zwischen einem 
„Bewohner“ und einem „Besucher“ eines Ortes unterschie­
den. BewohnerInnen können nur Verträge mit Mobilfunkan­
bietern abschließen, die an ihrem Wohnort ein eigenes Netz 
aufgebaut haben. Jedoch können sie als BesucherInnen ihr 
Handy auch dort nutzen, wo es nur ein Mobilfunknetz eines 
anderen Anbieters gibt. Dabei muss vermieden werden, 
dass KonsumentInnen durch „permanentes Roaming“ diese 
Unterscheidung umgehen. Dies kann durch Regelungen wie 
der Roaming-Verordnung 531/2012 der EU erreicht werden. 

Abbildung 2

Netzabdeckung bei gemeinsamer Nutzung von Netzen 
(„Network Sharing“)
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Anmerkungen: Die Fläche unter der Kurve entspricht dem Anteil der Bevölkerung, den ein Mobilfunkanbieter mit 
seiner Infrastruktur erreicht. Dunkelgrün steht für den ersten Anbieter, Ocker steht für den zweiten Anbieter. 
Im schraffierten Bereich der Balken erreichen die Anbieter die Bevölkerung unter Verwendung der Infrastruktur 
des anderen Anbieters.

Quelle: Eigene Darstellung auf Basis eigener Berechnungen.

© DIW Berlin 2021

Wenn jeder Mobilfunkanbieter die Netze anderer Anbieter nutzen kann, werden 
Anbieter Überschneidungen ihrer Gebiete vermeiden, um die Kosten zu minimieren; 
zugleich sinkt die Gesamtabdeckung.

Abbildung 3

Netzabdeckung bei beschränktem nationalem Roaming 
mit Gebietsabsprachen
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Anmerkungen: Die Fläche unter der Kurve entspricht dem Anteil der Bevölkerung, den ein Mobilfunkanbieter mit 
seiner Infrastruktur erreicht. Dunkelgrün steht für den ersten Anbieter, Ocker steht für den zweiten Anbieter. Im 
schraffierten Bereich der Balken werden Gespräche und Daten über das Netz des anderen Anbieters vermittelt.

Quelle: Eigene Darstellung auf Basis eigener Berechnungen.

© DIW Berlin 2021

Wenn die Anbieter eigene Netze aufbauen, KonsumentInnen aber auch in fremden 
Netzen beschränkte Leistungen nutzen können, ist die Netzabdeckung am größten.
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Die Variante wird daher „beschränktes nationales Roaming“ 
genannt.12

Diese Variante nimmt eine Zwischenstellung zwischen 
getrennten Netzen und Network Sharing ein. Wie beim 
Network Sharing haben auch beim beschränkten nationa­
len Roaming KundInnen eines Unternehmens überall dort 
Netzzugang, wo eines der beiden Unternehmen investiert 
hat. Da jedoch Verträge nur in Gebieten mit eigenem Netz 
angeboten werden können, gilt im Gegensatz zum Network 
Sharing die Verpflichtung zur Mindestabdeckung für jedes 
einzelne Netz.

Für die Investitionsentscheidungen der Anbieter bei 
beschränktem nationalen Roaming erhält man qualitativ 
die gleichen Ergebnisse wie im Fall getrennter Netze: Die 
Anbieter werden ihre Netze wiederum so aufbauen, dass es 
sowohl zu Überlappungen als auch zu exklusiven Bereichen 
kommt. Durch die erweiterten Nutzungsmöglichkeiten auf 
Seiten der KonsumentInnen erhöht sich zwar die Nachfrage, 
gleichzeitig können sich die Anbieter aber schlechter einen 
Wettbewerbsvorteil gegenüber Konkurrenten verschaffen, 
wenn sie eigene Netze vergrößern. Im Vergleich zur Vari­
ante getrennter Netze haben die Netzanbieter einen etwas 
geringeren Anreiz, ihre Netze nach außen zu verschieben. 
Gebietsabsprachen führen auch hier zu einer höheren Netz­
abdeckung, wobei der Effekt aufgrund des höheren Nutzens 
und der damit verbundenen höhere Zahlungsbereitschaft 
auf Seiten der KonsumentInnen größer ist als bei getrenn­
ten Netzen. Im Ergebnis führt beschränktes nationales Roa­
ming in Verbindung mit Gebietsabsprachen zu einer Netz­
abdeckung von gut 74 Prozent (Abbildung 3).

Wechselseitige Zahlungen zwischen den Netzanbietern für 
die vom jeweils anderen Anbieter erbrachten Roamingleis­
tungen erhöhen die Anreize der Anbieter, die von ihnen 
exklusiv versorgten Gebiete zu vergrößern: Je größer das 
eigene exklusive Gebiete ist, desto höher sind die Einnah­
men aus Roamingleistungen. Für die Anbieter optimale Roa­
mingpreise führen zu derselben Netzabdeckung, die man 
mit Gebietsabsprachen erhält.13

Nutzen für die KonsumentInnen bei 
beschränktem nationalem Roaming am höchsten

Um die ökonomischen Effekte der verschiedenen Regu­
lierungsvarianten miteinander zu vergleichen, werden im 
Folgenden die jeweiligen Netzabdeckungen, der Nutzen 
der KonsumentInnen, die Gewinne der Anbieter sowie die 
soziale Wohlfahrt – also die Summe aus Konsumentennut­
zen und Gewinnen – betrachtet. Für die Varianten getrennte 

12	 Das betrachtete beschränkte nationale Roaming ist wechselseitiger Natur und unterscheidet 

sich damit von einem einseitigen nationalen Roaming, mit dem Neueinsteiger Zugang zu den Net-

zen der etablierten Anbieter erhalten sollen (und bei dem permanentes Roaming Voraussetzung 

für den Markteintritt ist). Im „BEREC Report on infrastructure sharing“ von 2018, 10, insbesondere 

Fußnote 4, wird wechselseitiges Roaming als eine Form des intensiven „active sharing with joint 

deployment“ betrachtet.

13	 Bei beschränktem nationalem Roaming mit Gebietsabsprachen spielen Roamingpreise daher 

keine Rolle.

Netze und beschränktes nationales Roaming wird dabei 
angenommen, dass Gebietsabsprachen getroffen werden 
können.

Mit beschränktem nationalen Roaming wird die größte Netz­
abdeckung erreicht (Abbildung 4). Die beiden Netze über­
lappen sich weniger als bei getrennten Netzen. Im Vergleich 
zum umfassenden Network Sharing liegt die Netzabdeckung 
bei getrennten Netzen um acht Prozent, bei beschränktem 
nationalem Roaming um 13 Prozent höher.

Entsprechend profitieren die KonsumentInnen am meis­
ten von der Variante beschränktes nationales Roaming. Der 
Nutzen für die KonsumentInnen steigt im Vergleich zum 
umfassenden Network Sharing um 34 Prozent. Enthalten 
sind hier zum einen die KonsumentInnen, die im Vergleich 
zum Network Sharing zusätzlich angeschlossen werden kön­
nen; zum anderen profitieren die KonsumentInnen davon, 
dass sie ihre Mobilfunkgeräte in einem größeren Gebiet ver­
wenden können. Bei getrennten Netzen ist der Nutzen um 
nur sieben Prozent höher als beim Network Sharing. Aller­
dings sind die Ausbaukosten bei beschränktem nationa­
len Roaming ähnlich hoch wie bei getrennten Netzen und 
damit deutlich höher als beim Network Sharing. Nach dem 
Kriterium der sozialen Wohlfahrt liegt das beschränkte nati­
onale Roaming in der Mitte zwischen den beiden anderen 

Abbildung 4

Netzabdeckung bei getrennten Netzen, Network Sharing 
und beschränktem nationalem Roaming, jeweils mit 
Gebietsabsprachen
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Anmerkungen: Die Fläche unter der Kurve entspricht dem Anteil der Bevölkerung, der Zugang zu Mobilfunknetzen 
in der Beispielregion hat. Gelb steht für die Netzabdeckung bei Network Sharing, Rot zeigt die zusätzliche Netz
abdeckung bei getrennten Netzen, Hellgrün zeigt die zusätzliche Netzabdeckung bei beschränktem nationalen 
Roaming.

Quelle: Eigene Darstellung auf Basis eigener Berechnungen.

© DIW Berlin 2021

Mit Network Sharing wird die niedrigste Netzabdeckung erreicht – bei getrennten 
Netzen liegt sie um acht Prozent höher, bei beschränktem nationalem Roaming 
um 13 Prozent.
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Varianten. Die soziale Wohlfahrt ist beim Network Sharing 
am höchsten, weil die Anbieter hier hohe Kosten einspa­
ren (Abbildung 5).

Preiswettbewerb ändert die grundsätzlichen 
Ergebnisse nicht

Entscheiden sich die Anbieter entgegen der gängigen Praxis, 
von den EndkundInnen unterschiedliche Preise in verschie­
denen Regionen zu wählen, müssen sie bei ihren Investi­
tionsentscheidungen die Intensität des (regionalen) Preis­
wettbewerbs beachten: Je größer die exklusiv von nur einem 
Anbieter versorgten Gebiete sind, desto schwächer ist der 
regionale Preiswettbewerb zwischen den Anbietern. Im 
Ergebnis führt dies dazu, dass die Anbieter bei getrennten 
Netzen und bei beschränktem nationalen Roaming ihre 
Netze weiter nach außen verschieben und eine insgesamt 
höhere Netzabdeckung erreicht wird.

Mit Blick auf den Vergleich der unterschiedlichen Regulie­
rungsvarianten ändert jedoch auch dies nichts an den qua­
litativen Ergebnissen. Hinzu kommt allerdings, dass Netz­
zugangs- und Roamingpreise dazu genutzt werden können, 
die Endkundenpreise zu erhöhen. Wenn sich regional diffe­
renzierten Konsumentenpreisen herausbilden, müsste dies 
gegebenenfalls regulatorisch abgefangen werden.

Fazit: Pflicht zum Netzausbau essentieller 
Rahmen für Kooperationen

Im Zuge der Frequenzvergabe 2019 hat die Bundesnetz­
agentur – wie bereits zuvor – die Mobilfunkanbieter zum 
Netzausbau verpflichtet. So soll jeder einzelne der etablier­
ten Mobilfunkanbieter bis Ende 2022 mindestens 98 Pro­
zent der Bevölkerung jedes Bundeslandes erreichen kön­
nen. Erstmals wurden auch Kooperationen zugelassen, mit 
denen die Mobilfunkunternehmen gemeinsam die Vorgaben 
erfüllen können. Dabei wurde offengelassen, welche Art von 
Kooperationen zugelassen sind. Es wurde lediglich auf die 
Schiedsrichterrolle der Bundesnetzagentur und des Bun­
deskartellamts verwiesen. Die Bundesnetzagentur machte 
zudem klar, dass dies nur ein erster Schritt sei: „Bei den mit­
telfristig bereitstehenden Frequenzen ab 2025 sowie ab 2033 
werden in einem zweiten und dritten Schritt wieder Versor­
gungsauflagen zu definieren sein.“14

Um Regulierungen von Network Sharing Agreements 
(NSAs) beurteilen zu können, wurden verschiedene Regu­
lierungssysteme untersucht. Das wichtigste Regulierungs­
instrument für dünn besiedelte Regionen sind die Min­
destausbauverpflichtungen. Unter dieser Voraussetzung 
zeigt sich, dass auch die KonsumentInnen von Gebietsab­
sprachen zwischen den Unternehmen profitieren – wäh­
rend Gebietsabsprachen in anderen Bereichen häufig auf 
Kosten der KonsumentInnen gehen und daher verboten 
sind. Ein darüber hinausgehendes umfassendes Network 
Sharing erlaubt den Anbietern zudem, große Kosten ein­
zusparen, da Network Sharing mit einer gemeinsamen Min­
destabdeckungspflicht einhergeht. Dies ist wohlfahrtserhö­
hend, geht allerdings zu Lasten der KonsumentInnen, da die 
insgesamt erreichte Netzabdeckung gegenüber getrennten 
Netzen sinkt. Dies wäre bei der konkreten Festlegung der 
Mindestabdeckungspflichten zu bedenken, wenn man sich 
für ein umfassendes Network Sharing in dünn besiedelten 
Regionen entscheidet.

Eine Zwischenlösung zwischen vollständig getrennten Net­
zen auf der einen Seite und Network Sharing auf der ande­
ren Seite stellt das beschränkte nationale Roaming dar – eine 
Variante, die in der bisherigen Diskussion noch wenig Beach­
tung findet. Bei diesem wechselseitigen Roaming gewähren 
Mobilfunkunternehmen den KundInnen ihres Konkurren­
ten Netzzugang. Doch dürfen Unternehmen in Gebieten, 
in denen sie nicht investiert haben, keine Verträge anbie­
ten. In diesem Kontext kann weiterhin die individuelle Min­
destabdeckungspflicht gelten, so dass die gesamte Netzab­
deckung steigt. Die Ausbaukosten der Unternehmen sind 
so allerdings höher und somit die Gewinne niedriger als 
beim Network Sharing.

14	 Entscheidung der Präsidentenkammer der Bundesnetzagentur (2018), a. a. O., 3.

Abbildung 5

Nutzen für die KonsumentInnen, Gewinne der Anbieter und 
soziale Wohlfahrt im Vergleich
In normierten Geldeinheiten
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Quelle: Eigene Berechnungen.

© DIW Berlin 2021

KonsumentInnen profitieren am meisten vom beschränkten nationalen Roaming, die 
größten Gewinne erzielen Anbieter mit Network Sharing.
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Die Ergebnisse werfen zudem ein Licht auf unterschiedliche 
langfristige Auswirkungen der Regulierungssysteme. Beim 
umfassenden Network Sharing zeigte sich, dass Unterneh­
men einen Anreiz haben, sich auf größere Gebiete innerhalb 
der dünn besiedelten Regionen zu spezialisieren und nicht 
mehr in den Gebieten des Kooperationspartners zu investie­
ren. Dies könnte langfristig dazu führen, dass die Unterneh­
men ihre individuelle Handlungs- und Entwicklungsfähig­
keit einschränken. Hingegen führt das beschränkte nationale 
Roaming dazu, dass die Unternehmen in einem beträcht­
lichen Bereich der dünn besiedelten Regionen parallel 

investieren und somit beide Unternehmen ihre langfris­
tige Entwicklungsfähigkeit bewahren.

Derzeit entwickeln sich die Kooperationen beim Mobilfunk­
ausbau weltweit dynamisch und mit ihnen auch die Regu­
lierungsansätze. Diese Analyse zeigt, dass für dünn besie­
delte Regionen die Netzausbauverpflichtungen einen guten 
Rahmen für Kooperationen darstellen. In diesem Rahmen 
sollten Gebietsabsprachen und ein beschränktes nationa­
les Roaming zugelassen werden, jedoch nicht jede Form 
des Network Sharing.
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1.	 Herr Baake, die Mobilfunkanbieter sind zum Netzaus-

bau verpflichtet. Bis Ende 2022 soll jeder Anbieter 

98 Prozent der Bevölkerung erreichen können. Um das 

erreichen zu können, sind auch Kooperationen zwischen 

den Anbietern zugelassen. Wie können diese aussehen? 

Kooperationen können verschiedene Formen annehmen. 

Zum Beispiel können sie die gemeinsame Nutzung von Infra

struktur vorsehen. Hier spricht man vom Network Sharing, 

bei dem in der Regel Anbieter mit eigenen Netzen beteiligt 

sind und sich zum Beispiel wechselseitigen Zugang zu ihren 

Funkmasten gewähren. Eine andere Form der Kooperation 

ist das Roaming. Hier werden Gespräche und Daten über 

Netze anderer Anbieter übertragen. So lassen sich vor allem 

Gesprächsabbrüche in Gebieten vermeiden, in denen Anbie-

ter keine eigenen Netze aufgebaut haben.

2.	 Was ist der wesentliche Unterschied zwischen diesen 

beiden Verfahren? Der wesentliche Unterschied ist, 

dass beim Network Sharing in den Gebieten, in denen die 

Infrastrukturen geteilt werden, tatsächlich beide Anbieter 

Verträge und damit auch Anschlüsse anbieten können. Beim 

Roaming, wie im internationalen Fall, muss das nicht der Fall 

sein. Das heißt, wenn Sie roamen, dann können Sie zwar wei-

terhin mit Ihrem Anbieter telefonieren, aber außerhalb des 

Gebietes, das er abdeckt, werden keine Verträge angeboten.

3.	 Inwieweit bedeutet das, dass die Anbieter auch Gebiets-

absprachen machen müssen? Vor allen Dingen das Net-

work Sharing führt zu einer Art von Gebietsabsprache, weil 

klar ist, dass sich die Anbieter irgendwie darauf verständi-

gen müssen, in welchen Gebieten sie wirklich Infrastrukturen 

aufbauen, die sie sich dann anschließend teilen.

4.	 Gibt es hier nicht Konflikte mit den Kartellregelungen? 

Ich denke nicht, da Kooperationen in den dünn besiedelten 

Regionen tatsächlich nur einen kleinen Teil der Bevölkerung 

erfassen und Wettbewerb vor allem in den Ballungsgebieten 

stattfindet. Das heißt, der ganze Preiswettbewerb spielt sich 

dort ab. Zudem differenzieren die Anbieter ihre Preise nicht 

regional, sodass das Preis- oder Tarifniveau tatsächlich 

durch den Wettbewerb in den Ballungsgebieten bestimmt 

wird.

5.	 Welche Variante verspricht den größten Nutzen für die 

KonsumentInnen – Sharing oder Roaming? Unsere Über-

legungen zeigen, dass die KonsumentInnen am meisten vom 

Roaming profitieren. Das hat zwei Ursachen: Zum einen ist 

das Gebiet, in dem sie ihre Mobilfunkgeräte nutzen können, 

am größten, weil sie auch in dem Gebiet des jeweils anderen 

Anbieters telefonieren oder Daten übertragen können. 

Zum anderen zeigt sich, dass insgesamt die höchste Netz

abdeckung erreicht wird, wenn sich die Anbieter zusätzlich 

zu den Roamingabkommen untereinander absprechen, in 

welchen Gebieten sie jeweils Netze aufbauen.

6.	 Ist das auch für die Anbieter die beste Variante? Nein, die 

Anbieter profitieren am stärksten vom Network Sharing, weil 

sie hier am meisten Kosten einsparen. Aber im Vergleich zu 

einer Situation ohne Kooperation profitieren die Anbieter 

auch vom Roaming, weil der Nutzen der KonsumentInnen 

und damit ihre Zahlungsbereitschaft in dieser Variante der 

Regulierung am höchsten sind.

7.	 Bislang wurde offengelassen, welche Kooperationsarten 

zugelassen sind. Sollte die Art der Kooperation von der 

Bundesnetzagentur oder des Kartellamts vorgeschrie-

ben werden? Durchaus. Bei künftigen Frequenzauktionen 

kann man durchaus überlegen, dies zu tun, vor allem dann, 

wenn sich herausstellt, dass verschiedene Formen der Ko-

operationen die am Ende erreichte Netzabdeckung oder die 

Qualität der Netze in unterschiedlicher Weise beeinflussen.

Das Gespräch führte Erich Wittenberg.

Pio Baake ist Mitarbeiter in der Abteilung Unter

nehmen und Märkte am DIW Berlin.

„Auch die Anbieter profitieren 
vom Roaming“

INTERVIEW
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2021 | Heike Belitz, Anna Lejpras

R&D Internationalization Strategies of the World’s Top 
Corporate R&D Investors

This paper contributes to the debate on the internationalization of the R&D activity 

of multinational enterprises (MNEs). Specifically, we examine the following research 

questions: (1) What are the determinants of the MNEs’ R&D internationalization 

level? (2) What types of internationalization strategies—home-base-augmenting 

(HBA), home-base-exploiting (HBE), technology-seeking (TS), and/or market-seeking 

(MS)—do the MNE employ? and (3) What are the typical patterns in pursuing different 

strategy mixes by MNEs? To this end, we merge data on 2,000 global research leaders 

from the 2012-2014 period with the EPO Worldwide Patent Statistical Database PATSTAT. Based on the 

final dataset, covering about 1,700 world’s top corporate R&D investors and their patenting activity, we 

find that about one-fifth focus their patent-relevant R&D activity in their home country only. Our study 

confirms former results of the literature that R&D offshoring is used by leading R&D performers predom-

inantly to acquire complementary technological knowledge (HBA strategy) and to use their home-based 

technological advantages to expand their market penetration (HBE strategy). With patent data from the 

late 2010s, we find a further increase in the proportion of HBA strategies compared to the 2000s. This 

indicates the growing importance of international knowledge exchange between technologically similar-

ly oriented locations. Hence, the increased attraction of foreign R&D locations is no reason for concern 

regarding the perceived hollowing-out of the national innovation systems. Indeed, since the advantages 

built at home are at the core of both the HBA and HBE strategies, the national system of innovation in the 

home country should support the technological advantages of firms, thereby enabling them to succeed in 

their R&D activity abroad.

www.diw.de/publikationen/diskussionspapiere 
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2021 | Fabian Beckmann, Rolf G. Heinze, Dominik Schad, Jürgen Schupp

Hartz-IV-Reformvorschlag: Weder sozialpolitischer Meilenstein 
noch schleichende Einführung eines bedingungslosen 
Grundeinkommens

12. Februar 2021 – Während des ersten Corona-Lockdowns wurde der Zugang zu Hartz 

IV erleichtert, um die Folgen der Eindämmungsmaßnahmen abzufedern. So wur-

den beispielsweise die Angemessenheitsprüfung zu den Unterkunftskosten und die 

Vermögensprüfung abgeschafft sowie auf Sanktionen verzichtet. Diese Änderungen 

waren zunächst bis Ende März befristet und wurden jetzt im Rahmen des jüngs-

ten Koalitionsausschusses bis zum 31. Dezember 2021 verlängert. Damit ist der von 

Bundesarbeitsminister Hubertus Heil vorgelegte Gesetzesvorschlag, mit dem der Zugang zu den Hilfen 

dauerhaft erleichtert werden soll, vermutlich auf den zu erwartenden Bundestagswahlkampf verschoben. Um 

die politische Debatte zu versachlichen, wird im Folgenden empirisch fundiert untersucht, wie sinnvoll es ist, 

die temporären Änderungen nach Auslaufen der Corona-Sonderregeln beizubehalten. Die Analyse von drei 

grundlegenden Reformpunkten der Grundsicherung zeigt, dass die dauerhafte Vereinfachung bei den Kosten 

der Unterkunft nur geringe Mehraufwendungen verursachen würde. Für die Abschaffung der Sanktionen 

würde hingegen die Akzeptanz, auch der betroffenen Hartz-IV-Beziehenden fehlen.

www.diw.de/de/diw_01.c.620241.de/publikationen/diw_aktuell.html 
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Hartz-IV-Reformvorschlag: Weder sozialpolitischer 
Meilenstein noch schleichende Einführung  
eines bedingungslosen Grundeinkommens  

Von Fabian Beckmann, Rolf G. Heinze, Dominik Schad und Jürgen Schupp 

Während des ersten Corona-Lockdowns wurde der Zugang zu Hartz IV erleichtert, um die Folgen 
der Eindämmungsmaßnahmen abzufedern. So wurden beispielsweise die Angemessenheitsprü-
fung zu den Unterkunftskosten und die Vermögensprüfung abgeschafft sowie auf Sanktionen ver-
zichtet. Diese Änderungen waren zunächst bis Ende März befristet und wurden jetzt im Rahmen 
des jüngsten Koalitionsausschusses bis zum 31. Dezember 2021 verlängert. Damit ist der von Bun-
desarbeitsminister Hubertus Heil vorgelegte Gesetzesvorschlag, mit dem der Zugang zu den Hilfen 
dauerhaft erleichtert werden soll, vermutlich auf den zu erwartenden Bundestagswahlkampf ver-
schoben. Um die politische Debatte zu versachlichen, wird im Folgenden empirisch fundiert unter-
sucht, wie sinnvoll es ist, die temporären Änderungen nach Auslaufen der Corona-Sonderregeln 
beizubehalten. Die Analyse von drei grundlegenden Reformpunkten der Grundsicherung zeigt, 
dass die dauerhafte Vereinfachung bei den Kosten der Unterkunft nur geringe Mehraufwendun-
gen verursachen würde. Für die Abschaffung der Sanktionen würde hingegen die Akzeptanz, auch 
der betroffenen Hartz-IV-Beziehenden fehlen.  

Im vergangenen März beschloss der Bundestag das sogenannte Sozialschutzpaket I zur sozialpoliti-
schen Abmilderung der Folgen der Corona-Pandemie, das „Gesetz für den erleichterten Zugang zur 
sozialen Sicherung und zum Einsatz und zur Absicherung sozialer Dienstleister aufgrund des Corona-
Virus SARS-CoV-2“. Es beinhaltete unter anderem weitreichende Verfahrensänderungen im Sozialge-
setzbuch (SGB) II, die auf ein Jahr befristet wurden. Diese „bedingungsarme“ Grundsicherung hat zum 
Ziel, unzureichend abgesicherten Erwerbstätigen schnelle Hilfen zu ermöglichen und gleichzeitig die 
Arbeitsverwaltung zu entlasten. Bundesarbeitsminister Hubertus Heil hat im Januar einen Geset-
zesentwurf vorgelegt, der vorsieht, die befristeten Maßnahmen dauerhaft zu implementieren. Ange-
sichts der anhaltenden Corona-Pandemie hat nun aber der Koalitionsausschuss erst einmal nur be-
schlossen, die Maßnahmen bis Ende des Jahres zu verlängern.  

Die aktuelle, vom Bundesministerium für Arbeit und Soziales (BMAS) ausgehende Reformoffensive 
des SGB II zielt darauf ab, dass Bürgerinnen und Bürger auch künftig von den Verbesserungen in der 
Grundsicherung für Arbeitssuchende profitieren. Dabei wird den Reformen das Potenzial zugeschrie-
ben, das Vertrauen in den Sozialstaat zu stärken. Kernelemente der (derzeit befristeten) „bedingungs-
armen“ Grundsicherung sind:  

Die geplanten Reformen und die Kritikpunkte 

DIW aktuell Nr. 59 

2021 | Mathias Huebener, Nico A. Siegel, C. Katharina Spieß, Christian Spinner, Gert G. Wagner

Kein „Entweder-oder“: Eltern sorgen sich im Lockdown um 
Bildung und Gesundheit ihrer Kinder

17. Februar 2021 – Fast zwei Monate des zweiten harten Lockdowns haben deutliche 

Spuren im Leben vieler Familien in Deutschland hinterlassen. Das zeigen aktuelle 

Analysen auf Basis von Daten von infratest dimap zu den Sorgen und der Zufriedenheit 

von Eltern. Im Vergleich zum Lockdown „light“ im November ist besonders die 

Zufriedenheit mit der Kinderbetreuung gesunken, aber auch die Zufriedenheit mit dem 

Familienleben und dem Leben allgemein. Mütter weisen in dieser Situation wie schon im 

ersten Lockdown im Frühjahr vergangenen Jahres ein geringeres Wohlbefinden auf als 

Väter. Auch Faktoren wie die Bildung der Eltern und das Haushaltseinkommen machen einen Unterschied. 

Eltern, die sich große Sorgen um die Bildung ihrer Kinder machen, sorgen sich auch um deren Gesundheit. 

Während die Kita- und Schulschließungen einerseits mit Blick auf die Gesundheit eher positiv bewertet 

werden, sorgen sie andererseits mit Blick auf die Bildung der Kinder für eine geringere Zufriedenheit. Umso 

dringlicher erscheinen gut durchdachte Konzepte, die beiden Aspekten gerecht werden und somit Kinder 

und Eltern mit ihren Sorgen in den Fokus nehmen.

www.diw.de/de/diw_01.c.620241.de/publikationen/diw_aktuell.html 
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Kein „Entweder-oder“: Eltern sorgen sich im  
Lockdown um Bildung und Gesundheit ihrer Kinder  

Von Mathias Huebener, Nico A. Siegel, C. Katharina Spieß, Christian Spinner und Gert G. Wagner 

Fast zwei Monate des zweiten harten Lockdowns haben deutliche Spuren im Leben vieler Familien 
in Deutschland hinterlassen. Das zeigen aktuelle Analysen auf Basis von Daten von infratest dimap 
zu den Sorgen und der Zufriedenheit von Eltern. Im Vergleich zum Lockdown „light“ im November 
ist besonders die Zufriedenheit mit der Kinderbetreuung gesunken, aber auch die Zufriedenheit 
mit dem Familienleben und dem Leben allgemein. Mütter weisen in dieser Situation wie schon im 
ersten Lockdown im Frühjahr vergangenen Jahres ein geringeres Wohlbefinden auf als Väter. Auch 
Faktoren wie die Bildung der Eltern und das Haushaltseinkommen machen einen Unterschied. El-
tern, die sich große Sorgen um die Bildung ihrer Kinder machen, sorgen sich auch um deren Ge-
sundheit. Während die Kita- und Schulschließungen einerseits mit Blick auf die Gesundheit eher 
positiv bewertet werden, sorgen sie andererseits mit Blick auf die Bildung der Kinder für eine ge-
ringere Zufriedenheit. Umso dringlicher erscheinen gut durchdachte Konzepte, die beiden Aspek-
ten gerecht werden und somit Kinder und Eltern mit ihren Sorgen in den Fokus nehmen. 

Analysen für den ersten Lockdown im Frühjahr 2020 und die Zeit danach haben gezeigt, dass Kita- 
und Schulschließungen das Wohlbefinden von Eltern vielfach signifikant beeinträchtigen.1 Insbeson-
dere die Zufriedenheit mit dem Familienleben war bei Müttern mit Kindern im Kita-Alter gesunken – 
ebenso die Zufriedenheit mit der Kinderbetreuung. Wie sieht es mit der Zufriedenheit und den Sorgen 
von Eltern mit Kindern unter 16 Jahren in den vergangenen Wochen während des zweiten Lockdowns 
aus? Diese und weiterführende Fragen können anhand einer aktuellen Befragung von Eltern zum Jah-
resanfang 2021 beantwortet werden.  

Die folgenden Analysen basieren auf den im Zeitraum vom 7. Januar bis 2. Februar 2021 erhobenen 
Daten der CoronaCOMPASS-Studie von infratest dimap. Dabei werden täglich 250 bis 350 in Deutsch-
land wahlberechtigte Personen online befragt. Insgesamt enthalten die Analysen Angaben von 1 376 
Müttern und Vätern mit Kindern unter 16 Jahren im Haushalt.2 Auf der Basis dieses Datensatzes er-
stellt das DIW Berlin in Kooperation mit infratest dimap auch den FamilienMonitor_Corona, der 
                                                      

1 Vgl. zum Beispiel Mathias Huebener et al. (2020): Wohlbefinden von Familien in Zeiten von Corona: 
Eltern mit jungen Kindern am stärksten beeinträchtigt. DIW Wochenbericht Nr. 30, 527–537 (online 
verfügbar); Mathias Huebener et al. (2021): Parental well-being in times of Covid-19 in Germany. Review 
of Economics of the Household. 
2 Für eine ausführlichere Beschreibung des Datensatzes vgl. Huebener et al. (2020), a.a.O., Kasten 
„Daten und Methoden“; und für exemplarische Analysen Huebener et al. (2021), a.a.O.; sowie Odette 
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DIW aktuell Nr. 60 

2021 | Caroline Stiel, Alexander S. Kritikos, Jörn Block, Maximilian Priem

Soforthilfe für Selbstständige wirkt vor allem positiv, wenn sie 
rasch gewährt wird

9. März 2021 – Selbstständige erleiden in der Covid-19-Pandemie besonders häufig 

Einkommensverluste. Zu ihrer Unterstützung hat der Bund verschiedene Programme 

mit Liquiditätshilfen aufgelegt. Im Frühjahr 2020 startete der Bund die Soforthilfe, 

ein Programm, das für die von Umsatzrückgängen betroffenen Selbstständigen 

Einmalzahlungen von bis zu 15 000 Euro vorsah. Analysen zur Wirkung dieses ersten 

Programms anhand von Online-Umfragedaten mit über 20 000 Befragten zeigen, dass 

sich unter den Beziehenden der Soforthilfe die Wahrscheinlichkeit, selbstständig zu blei-

ben, moderat erhöht hat. Diese positive Wirkung erweist sich dann als signifikant, wenn die Hilfe binnen weni-

ger Tage gewährt wurde. Gleichzeitig lässt der positive Effekt wenige Wochen nach Gewährung der Soforthilfe 

nach. Bei der weiteren Ausgestaltung solcher Hilfsprogramme sollten neben einer schnellen Gewährung vor 

allem auch monatliche Auszahlungen in Betracht gezogen werden, um die positive Wirkung der Hilfen zu 

verlängern.
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Soforthilfe für Selbstständige wirkt vor allem positiv, 
wenn sie rasch gewährt wird 

Von Caroline Stiel, Alexander S. Kritikos, Jörn Block und Maximilian Priem 

Selbstständige erleiden in der Covid-19-Pandemie besonders häufig Einkommensverluste. Zu ihrer 
Unterstützung hat der Bund verschiedene Programme mit Liquiditätshilfen aufgelegt. Im Frühjahr 
2020 startete der Bund die Soforthilfe, ein Programm, das für die von Umsatzrückgängen betroffe-
nen Selbstständigen Einmalzahlungen von bis zu 15.000 Euro vorsah. Analysen zur Wirkung dieses 
ersten Programms anhand von Online-Umfragedaten mit über 20.000 Befragten zeigen, dass sich 
unter den Beziehenden der Soforthilfe die Wahrscheinlichkeit, selbstständig zu bleiben, moderat 
erhöht hat. Diese positive Wirkung erweist sich dann als signifikant, wenn die Hilfe binnen weniger 
Tage gewährt wurde. Gleichzeitig lässt der positive Effekt wenige Wochen nach Gewährung der 
Soforthilfe nach. Bei der weiteren Ausgestaltung solcher Hilfsprogramme sollten neben einer 
schnellen Gewährung vor allem auch monatliche Auszahlungen in Betracht gezogen werden, um 
die positive Wirkung der Hilfen zu verlängern. 

Die wirtschaftlichen Folgen der Covid-19-Krise haben in den vergangenen zwölf Monaten die rund 
4,2 Millionen Selbstständigen sowie Inhaberinnen und Inhaber von kleinsten Unternehmen so stark 
getroffen wie kaum eine andere Gruppe von Erwerbstätigen.1 Diese Gruppe – im Weiteren unter dem 
Begriff Selbstständige zusammengefasst – hat durch die Eindämmungsmaßnahmen hohe Umsatz- 
und Einkommensverluste erlitten. Viele von ihnen sehen sich seitdem immer wieder, manche sogar, 
wie die Selbstständigen in der Eventbranche, fortlaufend in ihrer wirtschaftlichen Existenz gefährdet, 
einige haben wohl schon aufgegeben.2 

Vor genau einem Jahr kündigte Bundeswirtschaftsminister Peter Altmaier auf einer Pressekonferenz 
an, „dass wir die Unternehmen nicht im Stich lassen werden“.3 Sein Ministerium führte zusammen 
mit dem Finanzministerium die Soforthilfe ein, ein erstes Programm im Umfang von insgesamt bis zu 
50 Milliarden Euro mit dem Ziel, Selbstständige (einschließlich Kleinstunternehmen mit bis zu zehn 
Beschäftigten) mit Liquiditätszuschüssen zu unterstützen und ihnen durch die Krise zu helfen. Be-
troffene Selbstständige konnten zwischen Ende März und Ende Mai 2020 einen einmaligen Zuschuss 
von bis zu 15.000 Euro zur Deckung fixer Betriebskosten beantragen, sofern Liquiditätsprobleme be-
standen. Insgesamt wurden aus diesem Programmbudget rund 13,8 Milliarden Euro abgerufen.4 Im 
                                                      

1 Vergleiche dazu die Auswertungen der SOEP-CoV-Studie von Alexander S. Kritikos, Daniel Graeber und Johannes Seebauer (2020): 
Corona-Pandemie wird zur Krise für Selbständige. DIW aktuell 47 (online verfügbar, abgerufen am 2. März 2021. Dies gilt für alle Online-
quellen in diesem Bericht, sofern nicht anders vermerkt). 
2 Siehe exemplarisch Kevin Hanschke und Simon Strauß (2021): Sie sterben still. FAZ vom 27.2., 11. 
3 Pressekonferenz des Bundeswirtschaftsministers am 10. März 2020 (online verfügbar). 
4 BMWi (2020): Überbrückungshilfen. Zwischenbilanz eines Hilfsprogramms für kleine und mittelständische Unternehmen in der Corona-
Krise. Schlaglichter der Wirtschaftspolitik. Monatsbericht November 2020, 42–47 (online verfügbar). 

DIW aktuell Nr. 61 

2021 | Alexandra Fedorets, Mattis Beckmannshagen

Mindestlohn: Nicht nur die Höhe ist entscheidend

26. April 2021 – Sechs Jahre nach der Einführung des Mindestlohns in Deutschland stehen vor allem die 

Höhe des Mindestlohns und seine europaweite Einführung im Fokus der politischen Debatte. Dabei wird zu 

wenig auf weitere strukturelle Schwachstellen eingegangen, die im Rahmen der Mindestlohneinführung zu-

tage traten. So lassen sich Stundenlohnerhöhungen nicht eins zu eins in Erhöhungen der Monatseinkommen 

übersetzen. Auch wird die Einhaltung des Mindestlohns nach wie vor zu wenig und zu ineffektiv kontrolliert 

sowie betroffene Beschäftigte arbeitsrechtlich zu wenig geschützt. Diese drei Schwachstellen zu beheben 

wäre eine wichtige Aufgabe für die nächste Bundesregierung, um bessere Löhne im Niedriglohnsektor zu 

ermöglichen und faire Wettbewerbsbedingungen zwischen Firmen zu schaffen. Die Mindestlohndebatte 

sollte daher breiter geführt werden und Aspekte wie innovative, kostengünstige und effiziente 

Kontrollmechanismen, stärkere Anreize für gesetzeskonformes Handeln und Strategien zur Realisierung 

eines besseren Arbeitsschutzes berücksichtigen.

www.diw.de/de/diw_01.c.620241.de/publikationen/diw_aktuell.html 
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In der energie- und klimapolitischen Debatte spielen E-Fuels, 

die auch als strombasierte oder synthetische Kraftstoffe oder 

Power-to-Liquid bezeichnet werden, derzeit eine große Rolle. 

Dabei handelt es sich um synthetische Kohlenwasserstoffe, 

die erdölbasierte Kraftstoffe wie Kerosin, Benzin und Diesel 

ersetzen sollen. Um E-Fuels klimaneutral herzustellen, braucht 

man sogenannten grünen Wasserstoff, der mit Strom aus 

erneuerbaren Energien erzeugt wird, sowie eine klimaneutrale 

Kohlenstoffquelle. Steht hierfür keine nachhaltige Biomasse 

zur Verfügung, muss Kohlenstoffdioxid aus der Atmosphäre 

entnommen werden. Der Produktionsprozess von E-Fuels und 

ihre spätere Nutzung in Verbrennungsmotoren gehen mit ho-

hen Umwandlungsverlusten einher. Daher ist der Strombedarf 

gegenüber einem rein batterieelektrischen Pkw ungefähr um 

einen Faktor vier bis fünf höher. BefürworterInnen synthetischer 

Kraftstoffe argumentieren jedoch, dass Energieeffizienz kein 

entscheidendes Kriterium sei, da sie einfach zu transportieren 

seien und in Regionen erzeugt werden könnten, in denen die 

Potenziale erneuerbarer Energien sehr groß sind.

In Teilen von Politik, Wirtschaft und Wissenschaft werden 

Fördermaßnahmen für den zeitnahen Einsatz von E-Fuels 

insbesondere im Pkw-Bereich gefordert. Mit solchen Maßnah-

men soll der Hochlauf entsprechender Produktionsstrukturen 

angestoßen werden. Blickt man isoliert auf den Pkw-Verkehr in 

Deutschland, scheint zunächst einiges dafür zu sprechen: Als 

sogenannte „Drop-In-Kraftstoffe“ versprechen E-Fuels ohne 

Veränderungen bei der Fahrzeugtechnik oder der Tankstellen

infrastruktur Treibhausgasminderungen im Pkw-Bestand. 

Somit könnte ihre Nutzung einen Beitrag zur Erreichung der 

Klimaziele bis 2030 im Pkw-Bestand leisten. Manche erhoffen 

sich dadurch sogar eine langfristige Perspektive für den Pkw 

mit Verbrennungsmotor.

Doch es greift zu kurz, nur Pkw zu betrachten. Die Nachfrage 

nach E-Fuels beziehungsweise dem ihnen zugrunde liegenden 

grünen Wasserstoff dürfte in einer weitgehend treibhausgas-

neutralen Welt sehr hoch sein. In einigen Bereichen werden sie 

dringend gebraucht, etwa für den Flug- und Schiffsverkehr oder 

auch Teile des Straßengüter- und des Schienenverkehrs. Auch 

in Teilen der energieintensiven und der Grundstoffindustrie und 

bei der langfristigen Stromspeicherung dürften sie eine große 

Rolle spielen – und all dies nicht nur in Deutschland, sondern 

weltweit.

Dieser absehbar sehr stark steigenden Nachfrage nach grünem 

Wasserstoff und E-Fuels stehen weltweit zwar schier uner-

schöpfliche theoretische Potenziale erneuerbarer Energien 

gegenüber. Doch die tatsächlich zeitnah und kostengünstig re-

alisierbaren Potenziale sind aufgrund einer Vielzahl politischer, 

regulatorischer, sozialer und ökologischer Faktoren begrenzt. 

Außerdem erfordert das Hochskalieren der Produktions- und 

Transportinfrastrukturen Zeit. Dass also in den nächsten zwei 

bis drei Jahrzehnten, die für die weltweiten Klimaschutzbemü-

hungen besonders wichtig sind, global beliebig große Pro-

duktionskapazitäten für E-Fuels bereitgestellt werden können, 

erscheint äußerst zweifelhaft. 

Eine möglichst hohe Energieeffizienz bleibt daher auch in einer 

von erneuerbaren Energien geprägten und dekarbonisierten 

Zukunft wichtig. Wo immer möglich sollten energieeffiziente 

Optionen bevorzugt werden. Im Pkw-Bereich stehen hierfür 

nach den jüngsten technologischen und industriellen Entwick-

lungen batterieelektrische Fahrzeuge als sehr viel energie

effizientere Alternative bereit. Der Pkw mit Verbrennungsmotor 

wird hingegen zum Auslaufmodell. Würden jetzt E-Fuels im 

Pkw-Bereich eingesetzt, könnte dies Herstellern und KäuferIn-

nen eine falsche Zukunftsperspektive geben und die erforder

liche Transformation verschleppen und verteuern. Somit könn-

te der Einsatz von E-Fuels in Pkw mittelfristig zwar moderate 

Treibhausgasminderungen in diesem Segment ermöglichen, 

langfristig und in einer Gesamtsystembetrachtung aber mehr 

schaden als nutzen. E-Fuels sollten stattdessen gleich in den 

Bereichen eingesetzt werden, in denen eine direkte Elektri

fizierung aus heutiger Sicht nicht sinnvoll erscheint.
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